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Beginn:
Beginn:

Vorschlag der Deutschen Arbeitsfront. 30. 
November 1936

Stellungnahme des Ministerialdirektors Wien
beck. 12. Dezember 1936

A. Aufgabengebiete des Reichsstandes des Deut
schen Handwerks.

A. Aufgaben des Handwerks.

1. Die wirtschaftliche Betreuung des Hand    
werks.

Hierzu gehört insbesondere:

Errichtung von Lieferungsgenossenschaften, 
Einkaufsgenossenschaften und Arbeitsgemein 
schaften zur gemeinschaftlichen Übernahme 
handwerklicher Leistungen2, sowie ihre 
Führung;

Exportförderung;

Einziehung der Exportförderungsabgabe3;

1 Den auf Robert Ley selbst zurückgehenden Entw. eines Abkommens über die Aufgabenabgrenzung im Handwerk, dat. 30. 11. 
1936, hatte Paul Walter, seit 13. 11. neuer Leiter der DAF-„Reichsbetriebsgemeinschaft 18 – Das dt. Handwerk“ (vgl. FV 507*), 
am 4. 12. an MD Wienbeck/RWiM unter Bezug auf ihre Besprechung dieser Angelegenheit am 3. 12. übersandt; R 3101/13085, 
Bl. 3–9. Wienbeck holte bis 11. 12. die Stellungnahmen der Referenten seiner Abt. V dazu ein (ebd. Bl. 10–13) und zeichnete am 
12. 12. die hier wiedergeg. Synopse. – Materialsammlung zu den Störungen im Handwerk durch Übergriffe der DAF, die sich seit 
dem Reichshandwerkertag im Juni 1936 in Frankfurt/M. kritisch zugespitzt hatten, in: R 3101/13078–13084. Vgl. SCHWEITZER
S. 58–64; WOLSING S. 689–739; SEUBERT S. 101–114; SMELSER, Ley, S. 189ff., 237–239; FRESE, Betriebspolitik, S. 258–264.
Bereits mit Schreiben an Ley vom 26. 6. 1936 war Schacht den offenen Bestrebungen der DAF auf Infiltration bzw. Übernahme 
der OgW schroff entgegengetreten; R 3901/20644, Bl. 133–139; Druck: SCHWEITZER S. 185–187. Er wußte sich hierbei der 
Allianz mit dem RKrM sicher, dessen W Stb die OgW in die wirtschaftl. Mobilmachungsplanungen fest eingebaut hatte und eine 
Übertragung auf die DAF ablehnte; Näheres s. MA, RW 19/1009. Ebenso energisch hatte Schacht am 6. 7. 1936 gegenüber dem 
für die Berufsschulbildung federführ. RErzM einem dort projekt. Abkommen mit dem StdF über die Zuständigkeiten der DAF 
in der Berufserziehung widersprochen: Der durch Gesetz längst geregelte Sektor von Berufserziehung und -ausbildung müsse 
auch weiterhin uneingeschränkt „den staatlichen Stellen und den ihnen unterstehenden Wirtschaftsorganisationen zustehen“; 
R 3101/13078, Bl. 54–57; vgl. auch R 3101/13085, Bl. 58–68 und u. Anm. 13. Dessen ungeachtet erhob Ley, wie in der Sozial
ordnung insgesamt, so auch hier einen Totalitätsanspruch; vgl. Dok. Nr. 140 Anm. 14. Im Okt. 1936 hatte er Schacht den Entwurf 
einer „Vereinbarung zwischen dem Reichswirtschaftsminister und dem Reichsleiter der Deutschen Arbeitsfront über die Aufga
benteilung im Handwerk“ zugehen lassen (R 43 II/274a, Bl. 49–54), welcher nahezu ident. mit den hier wiedergeg. Vorschlägen 
war und von Walter am 16. 12. 1936 auch Wienbeck als Modell einer künftigen Einigung übersandt wurde; R 3101/13085, Bl. 
29–36.

2 Diese Einrichtungen dienten der Mitbewerbung des Handwerks um öffentl. Aufträge und seiner Einspannung in die Wehrwirt
schaft. Die 1935 errichtete Reichszentrale für handwerkl. Lieferungen schaltete so über fachl. gegliederte Landeslieferungsge
nossenschaften auch Kleinbetriebe in die Auftragsvergabe ein. MA, RW 19/974 – 975; H.-E. VOLKMANN in: DT. REICH UND 
ZWEITER WELTKRIEG I, S. 217f.

3 Vgl. Dok. Nr. 89 Anm. 15, 90.
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Kreditbeschaffung für die selbständigen Meister 
mit Ausnahme der von der DAF in Angriff 
genommenen Bereitstellung von Mitteln für die 
Gründung von neuen Existenzen für Jung-Hand
werker;

Entschuldung des Meisters;

Technische Vervollkommnung, Rationalisierung 
und Modernisierung der Handwerksbetriebe, 
wobei eine Leistungssteigerung der Handwerks
betriebe erzielt werden soll;

Wirtschaftliche Gemeinschaftswerbung;

Die Lösung der wirtschaftlichen Aufgaben, die 
dem Handwerk im Zusammenhang mit dem 
Vierjahresplan erwachsen, wie Rohstoffregulie
rung, Verwendung einheimischer Materialien 
usw.;

Errichtung und Führung von Gütestellen zur 
Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Hand
werkern und Lieferanten, Handwerkern und 
Kunden und Betriebsführern des Handwerks 
untereinander wegen unlauteren Wettbewerbs 
etc.

2. Die gesamte Ehr[en]gerichtsbarkeit des Hand
werks auf Grund der bestehenden Verord    
nungen zum vorläufigen Aufbau des Hand    
werks4

3. Das Prüfungswesen für Meister, Gesellen und 
Lehrlinge5, wobei der DAF das Recht eingeräumt 
wird, zu den Prüfungsausschüssen, sowie zu den 
Ausschüssen bzw. Arbeitsgemeinschaften zur 
Ausarbeitung der Richtlinien für das Prüfungs
wesen Vertreter zu entsenden.

3. Prüfungswesen.

Die Entsendung von Vertretern der DAF in 
die Prüfungsausschüsse usw. erscheint über   
flüssig. Die Aufgaben der Ausschüsse liegen 
auf fachlichem Gebiet, ihre Zusammensetzung 
ist derart, daß eine einwandfreie Durchführung 
der Prüfungen gewährleistet ist. Die DAF ist 
eine freiwillige Organisation, die Prüfungsaus   

4 4. Teil (§§ 59–94) der 1. VO über den vorläuf. Aufbau des dt. Handwerks vom 15. 6. 1934 (RGBl. I S. 493). Die VO diente der 
Durchführung des Gesetzes über den vorläuf. Aufbau des dt. Handwerks vom 29. 11. 1933 (RGBl. I S. 1015; s. ARH I/2, Nr. 232 P. 4). 
Zu ihrer Vorbereitung s. R 3101/13034, zu ihrer Bedeutung allgem.: SALDERN S. 33–35; Abdruck: PÄTZOLD, Quellen betriebl. 
Berufsbildung, Nrr. 51, 52. Bereits im Okt. 1934 hatte Schacht indes die ständische Ehrenin eine amtl. Disziplinargerichtsbarkeit 
umgewandelt, um dem RWiM die klare Führung der Handwerksorganisation zu sichern; s. SCHWEITZER S. 55.

5 Zur Regelung des handwerkl. Prüfungswesens s. WOLSING S. 444–451.

2



Akten der Reichskanzlei. Regierung Hitler

Nr. 193: Gegensätzliche Auffassungen der Deutschen Arbeitsfront und des Reichswirtschaftsministeriums über die 

Aufgabenabgrenzung im Handwerk. 30. November / 12. Dezember 1936

schüsse sind amtliche Einrichtungen; sie werden 
von der höheren Verwaltungsbehörde berufen 
(§ 133 RGO6). Ob immer geeignete, d. h. fach 
lich vorgebildete Beisitzer von der DAF gestellt 
werden könnten, erscheint zumindest zweifel   
haft.

Die Richtlinien für das Prüfungswesen werden 
vom Reichsstand mit Genehmigung des 
Reichswirtschaftsministeriums aufgestellt; die 
Einschaltung der DAF ist abzulehnen.

4. Berufserziehung7. 4. Berufserziehung.

Die Berufserziehung der Lehrlinge im Rahmen 
der Meisterlehre und die sich daraus ergebende 
Zusammenarbeit mit den staatlichen Einrich   
tungen.

Mitarbeit bei der Gestaltung der Berufsbilder. Die Berufsbilder sind bisher von der Handwerks
organisation aufgestellt worden. Dabei muß es 
auch bleiben; Mitarbeit der DAF kann erwogen 
werden.

Errichtung und Führung von handwerkseigenen 
Berufsschulen für Lehrlinge.

Meistervorbereitungskurse werden gemein 
schaftlich von den Kammern und der DAF 
aufgezogen, wobei Gewinn und Verlust von den 
beteiligten Organisationen zur Hälfte getragen 
werden.

Die Vorbereitungskurse auf die Meisterprü   
fung gehören so eng mit den Prüfungen 
zusammen, daß ihre Durchführung den 
Kammern verbleiben muß. Die DAF wird für 
einzelne Fächer die Lehrkräfte stellen können.

Unterstützung der Förderlehrgänge und der 
Fachschule für Gesellen und Meister der DAF 
unter Wahrung des anteilsmäßigen Besitztitels.

Die Unterstützung von Fachschulen der DAF 
und von Lehrgängen kann nur dann in Frage 
kommen, wenn auch von der Handwerksorgani
sation ein Bedürfnis anerkannt wird, von ihr aber 
nicht befriedigt werden kann.

5. Ehrung der Amtsträger der Reichsgruppe 
Handwerk für Verdienste um die Führung und 
Tätigkeit in der wirtschaftlichen Organisation 
des Handwerks.

6 Reichsgewerbeordnung, erlassen als GewerbeO für den Norddeutschen Bund vom 21. 6. 1869 (RGBl. S. 245), einschließl. der hierzu 
ergangenen Novellen, bes. des ÄndG vom 26. 7. 1897 (RGBl. S. 663) betr. Innungen, Innungsausschüsse, Handwerkskammern 
und Innungsverbände, und das ÄndG vom 30. 5. 1908 (RGBl. I S. 356) betr. den kleinen Befähigungsnachweis. Die 3. VO über den 
vorläuf. Aufbau des dt. Handwerks vom 18. 1. 1935 (RGBl. I S. 15) hatte den „großen Befähigungsnachweis“ (Meisterprüfung) zur 
obligatorischen Voraussetzung für die selbständ. Ausübung eines Handwerks und die Ausbildung von Lehrlingen erhoben und 
damit einer alten Handwerksforderung entsprochen; Material hierzu in: R 3101/13037 und 13042/1. Druck: PÄTZOLD, Quellen 
betriebl. Berufsbildung, Nr. 54; vgl. SALDERN S. 37f.

7 Gesetzl. Vorgaben und Ordnung der handwerkl. Berufserziehung s. WOLSING S. 397–444, 575–654.
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6. Presse: Unterrichtung der wirtschaftlichen 
Presse des Handwerks und der Tagespresse über 
wirtschaftliche Fragen des Handwerks.

6. Presse.

Eine so große Gruppe der gewerblichen Wirt     
schaft wie das Handwerk, die nicht nur wirt      
schaftliche, sondern auch viele andere Werte 
verkörpert und zu wahren hat, kann nicht 
darauf beschränkt werden, in ihrer Presse nur 
zu wirtschaftlichen Fragen Stellung zu nehmen. 
Dem Reichsstand und seiner Organisation muß 
vorbehalten werden, sich wie bisher auch zu 
anderen als wirtschaftlichen Fragen in der 
Presse zu äußern8.

7. Führung der Handwerkerrolle, der Lehrlings
rolle und Ausstellung der Handwerkskarte.

B. Aufgabengebiete des Deutschen Handwerks in 
der DAF.

B. Aufgaben der DAF.

1. Die soziale Betreuung. 1. Soziale Betreuung.

Tarifgestaltung und allgemeine Gestaltung aller 
Arbeitsbedingungen.

Tarifgestaltung und Arbeitsbedingungen sind 
Aufgaben der Treuhänder. Soweit diese 
Gutachten einholen oder andere Stellen hören, 
muß auch die Handwerksorganisation herange
zogen werden.

Vornahme von Betriebsbesichtigungen zur 
Durchführung der sozialen Betreuung.

Betriebsbesichtigungen sind gesetzlich Aufgabe 
von Innungen und Handwerkskammern. 
Daneben noch besondere der DAF zuzulassen, 
würde starke Beunruhigung in die Betriebe 
hereintragen; in Frage können gleichzeitige 
Besichtigungen kommen9.

Schlichtung von Streitigkeiten zwischen 
Betriebsführern, Gesellen und Lehrlingen.

Die Schlichtung von Streitigkeiten zwischen 
Betriebsführern und Lehrlingen ist gesetzlich 
der Innung übertragen (§ 44 der Verordnung 
vom 15. 6. 3410). Die Forderung der DAF würde 
eine Änderung der VO bedingen, für die kein 
Anlaß vorliegt.

Unterstützung der Existenzgründung von Jung-
Handwerkern durch bereitgestellte Mittel der 
DAF.

8 Marg. des ORR Krause/RWiM: „sehr zweifelhaft wozu? Beschränkung auf wirtsch. Fragen!“
9 Marg. des ORR Krause: „Das läßt sich nicht unterbinden, ist der DAF auch durch die Leipziger Vereinbarung zugestanden.“ 

Leipziger Vereinbarung vom 21. 3. 1935 s. ARH II/1, Nr 121.
10 § 44 (1) der VO (o. Anm. 4) lautete: „Als das für die Verhandlung von Streitigkeiten zwischen selbständigen Handwerkern und 

ihren Lehrlingen zuständige Organ hat die Innung einen Ausschuß zu bilden, dem Betriebsführer und Mitglieder des Gesellen
beirats in gleicher Zahl angehören müssen.“ Die Übertragung des Schlichtungsrechts bei Streitigkeiten aus dem Lehrvertrag 
allein an paritätisch besetzte Innungsausschüsse, also ohne Einschaltung der DAF, hatte Ley im Mai 1934 zu einem Widerspruch 
gegen den VO-Entw. veranlaßt, der aber erfolglos geblieben war; s. R 3101/13037, Bl. 300–308.
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Maßnahmen zur Gesunderhaltung der Hand   
werker.

2. Prüfungswesen. 2. Prüfungswesen siehe unter A.

Mitwirkung an den von der gewerblichen 
Wirtschaft vorzunehmenden Prüfung[en] im 
Handwerk durch Entsendung von DAF-Vertre
tern in die Prüfungsausschüsse sowie zu den 
Ausschüssen bezw. Arbeitsgemeinschaften zur 
Ausarbeitung der Richtlinien für das Prüfungs
wesen.

3. Berufserziehung. 3. Berufserziehung.

Gestaltung der Berufsbilder unter Mitwirkung 
der Reichsgruppe Handwerk und der staatlichen 
Einrichtungen.

Die Weiterbildung auf dem Gebiet der Buchfüh
rung, Kalkulation pp. ist durch den Erlaß vom 
12. 11. 3611 den Gruppen und Kammern der 
gewerblichen Wirtschaft übertragen worden.

Berufsaufklärung und Lenkung.

Förderlehrgänge und zwar: Zu Berufsbildern, Vorbereitungskursen, Fach  
schulen siehe unter A 2.

Mitwirkung an den Meistervorbereitungskursen, 
die gemeinschaftlich von den Kammern und der 
DAF aufgezogen werden, wobei Gewinn und 
Verlust von den beteiligten Organisationen zur 
Hälfte getragen werden.

Buchführung, Kalkulations- und Steuerkurse für 
Meister und Gesellen.

Errichtung von Arbeitsschulen des Handwerks 
(Lehrwerkstätten für Meister und Gesellen des 
Handwerks)12.

Umschulung von Meistern und Gesellen.

Zusätzliche Berufsschulungsmaßnahmen der 
Hitler-Jugend für Lehrlinge.

11 Erlaß betr. Zusammenarbeit mit der Organisation der gewerbl. Wirtschaft und ihr Verhältnis zu marktregelnden Verbänden vom 
12. 11. 1936; s. Dok. Nr. 118 Anm. 8.

12 S. Dok. Nr. 185 Anm. 15. Wie Ley sich die Entwicklung dachte, geht aus seiner Rede auf einer DAF-Kundgebung in Berlin am 
28. 9. 1936 hervor: Die Lehrzeit im Betrieb sollte einheitl. nur zwei (statt bisher drei) Jahre betragen. „Dann kommen die jungen 
Leute auf ein Jahr in die Lehrwerkstätte [der DAF], wo sie Spezialisten würden und an den modernsten Werkzeugen lernten. [...] 
Die Lehrzeit könne dadurch bei vielen befähigten Lehrlingen abgekürzt werden. Mit dem ‚Geselle werden‘ sei die Ausbildung 
nicht beendet. ,Wir werden den Gesellen genau so betreuen wie den Lehrling.‘ [...] ,Auch der verantwortliche Betriebsführer 
muß Meister sein. Er wird in unseren Reichsberufsschulen beweisen müssen, daß er tatsächlich einen Betrieb führen kann. – Wir 
werden mit fahrbaren Wanderschulen ins Land geben, werden einen umfangreichen Lehrstoff in Form von Büchereien anlegen 
und Gesellen- und Lehrlingsheime im Zusammenwirken mit der Hitlerjugend bauen.‘“ Die konfession. Gesellenheime seien nicht 
länger zu dulden. DNB-Bericht Nr. 1266/36 in: R 43 II/530, Bl. 13f. Auf derselben Kundgebung hatte Ley auch seine Vereinbarung 
mit RErzM Rust vom 28. 9. 1936 bekanntgegeben, welche die DAF als Trägerin eigener Berufs- und Fachschulschuleinrichtungen 
unter Aufsicht des RErzM anerkannte. In der Praxis akzeptierte jedoch die DAF die staatl. Schulaufsicht niemals; s. R 21/203, Bl. 
33 f., 37f.; R 3101/13085, Bl. 48f.; FRESE, Betriebspolitik, S. 261.
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Reichsberufswettkampf13.

Fachschulen (Reichs- und Bezirksschulen).

Fachbuch- und Lehrmittel-Erstellung. Von der Erstellung von Fachbüchern und 
Lehrmitteln kann das Handwerk nicht ausge    
schlossen werden.

Gesellen- und Werkstattwandern14.

Austausch von Meistern, Gesellen und Lehr    
lingen mit dem ausländischen Handwerk.Leis   
tungs- und Lehrschau.

Austausch von Meistern, Gesellen und Lehr    
lingen mit dem ausländischen Handwerk ist z. 
Zt. Gegenstand der Erörterung im Reichsarbeits
ministerium; voraussichtlich wird eine amtliche 
Stelle damit betraut werden.

4. Sämtliche Ehrungen von handwerklichen 
Betriebsführern und Gefolgschaftsleuten (außer 
den Ehrungen der führenden Meister des Hand
werks für ihre Tätigkeit in der Wirtschaftsorga
nisation).

4. Die Ehrungen müssen allgemein der Hand     
werksorganisation vorbehalten bleiben.

5. Presse. 5. Zu Presse siehe unter A 3.

Politische Aufsicht über die handwerkliche 
Presse.

Herausgabe eigener fachlicher Schulungs  
blätter.

Belieferung der Tages- und Handwerkspresse 
mit allen außer wirtschaftlichen Handwerks   
nachrichten.

6. Schulung. 6. Schulung.

Weltanschauliche Schulung der gesamten 
Handwerksführung (auch der führenden Meister 
der Wirtschaftsorganisationen) in den dem 
Reichsschulungsamt der NSDAP unterste  
henden Schulen.

Die Schule des Reichsstandes des Deutschen 
Handwerks in Braunschweig und die Schulen 
des Handwerks in den Landeshandwerksmeis   
terbezirken sind der Führung des Reichsschu    
lungsamtes der NSDAP zu unterstellen, wobei 
es dem Reichsstand überlassen bleibt, den Lehr
stoff für sein Aufgabengebiet zu bestimmen.

Die Schulen des Handwerks müssen der Hand
werksorganisation verbleiben.

7. Das öffentliche Auftreten des Handwerks. 7. Öffentliches Auftreten.

13 Der „Reichsberufswettkampf“, den die DAF zus. mit der HJ erstmals 1934 für Lehrlinge propagierte und in den Folgejahren auf 
Facharbeiter und Gesellen ausweitete, bezweckte die berufl. Motivierung und bessere fachl. Qualifizierung der jugendl. Berufstä
tigen, aber auch ihre polit. Ausrichtung und darüber hinaus die Nachwuchslenkung. Vgl. WOLSING S. 496–545, FRESE, Betriebs
politik, S. 411–420.

14 Auf der Kundgebung vom 28. 9. 1936 (o. Anm. 12) hatte Ley gesagt: „Wir verlangen, daß jeder junge Deutsche ein Jahr 
durch Deutschland wandert, um Deutschland und die Arbeitsweise in den verschiedenen Landesteilen kennenzulernen.“ Vgl.
TOEPSER-ZIEGERT 4/III, S. 1528f.
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Gemäß Anordnung des Reichshandwerksmeis  
ters v. 3. X. 3615:

Veranstaltungen der unter Ziffer 2 genannten 
Art können der DAF überlassen bleiben. 
Im übrigen werden der Reichshandwerkstag, 
Einschreibungs- und Freisprechungsfeiern, 
Handwerksausstellung von der Organisation des 
Handwerks zu leiten sein. Der Grundsatz, daß 
alle Veranstaltungen, an denen Personen teil    
nehmen, die nicht Zwangsmitglieder der Wirt
schaftsorganisation sind, der DAF vorbehalten 
bleiben, ist abzulehnen.

„Unter öffentlichem Auftreten sind zu verstehen 
alle Veranstaltungen, an denen Personen teil    
nehmen, die nicht im Sinne der 1. Verord      
nung zum vorläufigen Aufbau des Handwerks 
Zwangsmitglieder der Wirtschaftsorganiationen 
sind.

Zum öffentlichen Auftreten gehören u. a.:

1. Der Deutsche Handwerkertag sowie entspre
chende Veranstaltungen gen in dem gesamten 
Reichsgebiet und ähnliche örtliche Kundge   
bungen.

2. Aufmärsche und Teilnahme des Hand    
werks an Veranstaltungen anderer Organisa   
tionen und Körperschaften, wie Nationalfei   
ertag, Kongresse, z. B. Weltkongreß für Freizeit 
und Erholung16.

3. Alle Veranstaltungen kultureller oder gesell
schaftlicher Art, z. B. Ausstellungen (ausge    
nommen Verkaufs- und Messetätigkeit), Feier
stunden des Handwerks, Einschreibungs- 
und Freisprechungsfeiern, Gefallenenehrungen. 
Veranstaltungen aus Anlaß von Ehrungen 
für Verdienste im Handwerk, z. B. langjäh     
rige Gefolgschaft im Betriebe oder langjährige 
Betriebsinhaberschaft usw.“

Außerdem gehören dazu Veranstaltungen der 
Werkscharen17, Betriebsappelle.

8. Verbindung mit dem ausländischen und 
auslandsdeutschen Handwerk unter Beteili  
gung der Wirtschaftsorganisationen, soweit es 

8. Verbindung mit ausländischen Handwer   
kern.Wird zweckmäßig von einer amtlichen 
Stelle aus geleitet.

15 Nicht im amtl. Verkündungsblatt DEUTSCHES HANDWERK, hg. v. Reichsstand des Dt. Handwerks, Jg. 5 (1936).
16 Weltkongreß für Freizeit und Erholung in Hamburg vom 23.–30. 7. 1936, auf dem das „Internat. Zentralbüro für Freude und 

Arbeit“ gegründet und Ley zu dessen Vorsitzendem gewählt wurde. SCHULTHESS 1936, S. 579; R. LEY, Wir alle helfen dem 
Führer, München 31939, S. 175–193 (Reden).

17 Seit 1935 in den Betrieben aufgebaute DAF-„Stoßtrupps“ zur Durchführung innerbetriebl. und polit. Aktivitäten; s. SMELSER, 
Ley, S. 204f.
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sich um die die Wirtschaftsorganisation betref
fenden Fragen handelt.

Im übrigen ist der Name des Leiters der Reichs
betriebsgemeinschaft, der sich jetzt Leiter des 
Deutschen Handwerks nennt, zu beanstanden 
und muß geändert werden18.

[Abt.] V
Wienbeck 12/12

18 Im Gegenteil unterstrich Ley seinen Anspruch auf Führung des Handwerks, indem erdurch AnO vom 22. 12. 1936 die Reichs
betriebsgemeinschaft 18 (o. Anm. 1) umbenannte in „Deutsche Arbeitsfront – Das Dt. Handwerk“; R 3101/13085, Bl. 205. Eine 
Vereinbarung zwischen DAF und RWiM über die Aufgabenabgrenzung im Handwerk kam nicht zustande, der Konflikt spitzte 
sich vielmehr 1937 noch weiter zu; s. Folgeband, zunächst Dok. vom 24. 2. 1937.

8



Akten der Reichskanzlei. Regierung Hitler

Nr. 193: Gegensätzliche Auffassungen der Deutschen Arbeitsfront und des Reichswirtschaftsministeriums über die 

Aufgabenabgrenzung im Handwerk. 30. November / 12. Dezember 1936

Zitierhinweis

Nr. 193 Gegensätzliche Auffassungen der Deutschen Arbeitsfront und des Reichswirtschaftsmi
nisteriums über die Aufgabenabgrenzung im Handwerk. 30. November / 12. Dezember 1936 in: 
Akten der Reichskanzlei. Regierung Hitler 1933-1945, Band III/1936, bearb. von Friedrich Hart
mannsgruber (Digitale Fassung, hrsg. von dem Präsidenten und dem Sekretar der Historischen 
Kommission bei der Bayerischen Akademie der Wissenschaften und für das Bundesarchiv von 
Michael Hollmann).
https://aktenreichskanzlei.bundesarchiv.de/dokumente/arh03d193
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